Absender:
(bitte Ihre komplette Anschrift eintragen)
An die
Behörde für Umwelt und Energie
Neuenfelder Straße 19

21109 Hamburg

Hamburg, (Datum) 

Betr.: Stellungnahme zur 2. Fortschreibung des Luftreinhalteplans für Hamburg

Sehr geehrte Damen und Herren,

Zur 2. Fortschreibung des Luftreinhalteplans für Hamburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Mai 2017 nehme ich wie folgt Stellung: 

1. Der Entwurf zum neuen Luftreinhalteplan (LRP) muss dringend überarbeitet werden, da die gebotene schnellstmögliche Einhaltung der Grenzwerte für Stickoxide zum Schutz der menschlichen Gesundheit nicht gewährleistet ist. So stellt der Entwurf für die nachfolgenden Straßenabschnitte fest, dass erst im Jahre 2025 eine Einhaltung der Grenzwerte gewährleistet wird. 

•
Große Elbstraße, Neumühlen, Palmaille 
•
Elbchaussee, Klopstockstraße 
•
Ludwig-Ehrhard-Straße, Willy-Brandt-Straße
•
Högerdamm, Spaldingstraße, Nordkanalstraße 
•
Habichtstraße 

Die aktuelle Rechtsprechung benennt die Luftreinhaltung zum Schutz der menschlichen Gesundheit als sehr wichtiges Ziel des staatlichen Handels. Ein Luftreinhalteplan, der erst 15 Jahre nach Inkrafttreten der Grenzwertregelung deren Einhaltung in Aussicht stellt, wird damit den genannten Anforderungen und hier insbesondere dem Urteil des Hamburger Verwaltungsgericht vom 6.11.2014 nicht gerecht. 

2. Die zugrunde gelegte Reduzierung der NOx-Emissionen im Straßenverkehr des Hamburger Gesamtnetzes von 40 % bis 2020 (S 34, Entwurf LRP) wird angezweifelt. Die Reduktion wird mit der laufenden Flottenerneuerung bei PKW und hier insbesondere bei schweren Nutzfahrzeugen begründet. Dies erscheint nicht plausibel, da bis 2020 eine Zunahme der Fahrleistung von 16,5% bei schweren Nutzfahrzeugen kommen soll. Die derzeit verfügbaren Zahlen des Kraftfahrbundesamtes weisen zudem für alle Nutzfahrzeuge einen Anteil der Euro VI-Fahrzeuge von 3,3 % (KBA, Stand 01.01.2016) aus. Die Herleitung der hier angenommenen 40%-Reduktion ist daher nicht nachvollziehbar und im Detail vorzulegen. 

3. Die vorgestellten 10 Maßnahmenpakete bringen bis 2020 an den vier verkehrsnahen Messstationen lediglich eine Reduktion der NO2-Immissionen von insgesamt ca. 3 µg/m³. Allein dies zeigt, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen nicht geeignet sind, die Luftbelastung schnell und grundlegend zu senken. Weitere großräumige Durchfahrverbote für Dieselfahrzeuge und eine Ausweitung von Tempo 30/40 auf Hauptverkehrsstraßen sind daher zu prüfen und umzusetzen.

4. Die Belastung mit Stickoxiden am nördlichen Elbufer stammt zu ca. 80 % aus dem Schiffsverkehr. Die Containerschifffahrt verantwortet davon wiederum ca. 70 %. Die in Aussicht gestellte umweltfreundliche Versorgung liegender Schiffe mit Landstrom/LNG reicht bei weitem nicht aus, die festgestellte Belastung in den betroffenen Wohngebieten zügig zu senken. Als unzureichend wird die Aussage gewertet (Seite 158, Entwurf LRP), dass die Wirkung der Nutzung von PowerPacs und des neuen Bonus/Malus-Systems beim Hafenentgelt derzeit nicht quantifiziert werden kann. Diese Quantifizierung ist vor der endgültigen Verabschiedung der 2 .Fortschreibung des LRP vorzulegen. 

5. Als kritisch sehe ich auch die Zunahme der Stickoxid-Emissionen von über 
50 % im Flugverkehr. Dieser Anstieg wird im Luftreinhalteplan offenbar akzeptiert und es werden keinerlei Maßnahmen zur Reduktion genannt. 

6. Die geplanten Landstromanlagen für die Terminals Eurogate und Altenwerder sollen mit Storm aus dem Kohlekraftwerk Moorburg betrieben werden. Das Kohlekraftwerk ist der größte Einzelemittent von Stickoxiden in Hamburg, so dass dies kaum ein ernstgemeinter Vorschlag für eine Stickoxid-Reduktion in Hamburg sein kann.  

Eigene Betroffenheiten / Weitere Kritikpunkte bitte ergänzen
(oder Punkt 7 löschen)
Ich erwarte vom Hamburger Senat und der federführenden Behörde für Umwelt und Energie, dass der Entwurf zur 2. Fortschreibung des Luftreinhalteplans überarbeitet und mir zu den genannten Kritikpunkten eine Erläuterung zugesandt wird. Die Grenzwerte zum Schutz der menschlichen Gesundheit sind in ganz Hamburg spätestens bis zum Jahr 2020 einzuhalten. 


Mit freundlichen Grüßen
